
Am Tag nach dem Attentat 
herrscht in der sonst so quirli-
gen katalanischen Hauptstadt 

Trauer. Zur Mittagsstunde versammel-
ten sich am Freitag Tausende auf der 
Plaça de Catalunya im Zentrum Bar-
celonas, um mit einer Schweigeminute 
der Opfer zu gedenken. Spaniens König 
Felipe war ebenso zugegen wie Regie-
rungschef Mariano Rajoy und Katalo-
niens Premier Carles Puigdemont, die 
ihren Urlaub abgebrochen hatten, um 
in die Stadt am Mittelmeer zu kommen. 
In der Nähe dieses Platzes, am oberen 
Ende des von Einheimischen und Tou-
risten üblicherweise dicht bevölkerten 
Prachtboulevards Las Ramblas, hatte 
ein Täter am Donnerstag gegen 17 Uhr 
mit einem Lieferwagen seine Horror-
fahrt in die Menschenmenge gestartet. 
Erst nach etwa 600 Metern kam das 
Auto auf Höhe des Opernhauses Gran 
Teatre del Liceu zum Stehen, der wohl 
unbewaffnete Fahrer flüchtete zu Fuß 
in den angrenzenden Stadtteil Raval. 

Hinterlassen hatte er eine Schneise des 
Grauens: 13 Menschen starben – nach 
Angaben der Einsatzkräfte vom Freitag 
nachmittag –, mehr als hundert Besu-
cher der Flaniermeile wurden verletzt, 
17 von ihnen sind noch nicht außer Le-
bensgefahr. Die Opfer stammen aus 
34 Ländern. 

Die Gegend wurde sofort nach dem 
Anschlag von den zahlreich mobili-
sierten Sicherheitskräften weiträumig 
abgesperrt. Umliegende Gebäude wur-
den evakuiert. Bis kurz vor Mitternacht 
galt ein Teil der Ramblas als Sperrzo-
ne – weder Anwohner noch Touristen 
konnten zu ihren Wohnungen und Ho-
tels gelangen. Von den katalanischen 
Behörden wurde der für solche Fälle 
entwickelte »Antiterroristische Plan« 
umgesetzt, der erhöhte Schutzmaßnah-
men vorsieht und die Fahndung nach 
Attentätern erleichtern soll. 

Wenige Stunden später der nächs-
te Alarm. Ein Anschlag im Küstenort 
Cambrils südwestlich von Barcelona. 

Die Polizei erschießt fünf Männer auf 
der Flucht. Gegen 1.30 Uhr in der Nacht 
zu Freitag sollen sie auf der dortigen 
Promenade mit einem Auto Jagd auf 
Passanten gemacht haben. Von den 
sieben verletzten Opfern der Attacke 
überlebte eine Frau deren Folgen nicht. 
Inzwischen bringt die Polizei die Vor-
fälle auch mit einer Explosion in einem 
Wohnhaus in der etwa 150 Kilometer 
südlich von Barcelona gelegenen Ort-
schaft Alcanar am Abend des 16. August 
in Verbindung. Dabei wurden eine Per-
son getötet und mehrere verletzt. 

Noch am Donnerstag abend hatte die 
sich als »Islamischer Staat« ausgebende 
Terrormiliz über ihr Sprachrohr Amak 
die Verantwortung für das Massaker für 
sich reklamiert. Es folgt einem Tatmus-
ter, wie man es von den Anschlägen 
in Berlin und Nizza kennt. Auch die 
katalanische Metropole war potentielles 
Ziel. Als Tourismusmagnet profitiert sie 
von der unsicheren Lage in nordafri-
kanischen Ländern, aber auch in der 

Türkei. Vier Tatverdächtige, die der Po-
lizei – die eine größere Zelle vermutet – 
ins Netz gingen, haben keine bekannte 
terroristische Vorgeschichte. 

Aus aller Welt trafen Beileids- und 
Solidaritätsbekundungen ein, auch von 
US-Präsident Donald Trump. In einem 
weiteren Tweet stellte er eine Massen-
exekution aufständischer Muslime auf 
den Philippinen 1911 – eine Legende – 
als Vorbild heraus. Sowohl der katalani-
sche Regierungschef als auch Barcelo-
nas Bürgermeisterin Ada Colau warnten 
vor Islamhass und verteidigten eine of-
fene, humane Gesellschaft. In Deutsch-
land griff die AfD die Anschläge als 
Munition für ihren nach NPD-Manier 
geführten Wahlkampf auf. Spitzenkan-
didatin Alice Weidel sieht darin die Fol-
ge einer »laxen Immigrationspolitik«. 
Die Kommunistische Jugend Katalo-
niens (JCC) verurteilte die Terroristen 
energisch – »ebenso wie die Regierun-
gen, die sie als Fußvolk für ihre imperia-
listischen Kriege finanziert haben.« 

Schatten des Krieges

Lieferungen auch an Aggressoren
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Erdogan mischt sich in 
Bundestagswahl ein

Istanbul. Der türkische Staatspräsi-
dent Recep Tayyip Erdogan hat sich 
am Freitag in Istanbul in den Bun-
destagswahlkampf eingemischt und 
in Deutschland lebende Türken dazu 
aufgerufen, bei der Abstimmung im 
September gegen »Türkeifeinde« 
zu votieren. »Ich fordere alle meine 
Landsleute in Deutschland auf, nicht 
den Fehler zu begehen und die zu 
unterstützen, weder die Christde-
mokraten noch die SPD noch die 
Grünen«, sagte Erdogan. Die in der 
Bundesrepublik lebenden Türken 
sollten statt dessen Parteien den 
Vorzug geben, die sich der Türkei 
gegenüber nicht feindlich verhielten. 
Außerdem forderte Erdogan die 
Bundesrepublik zur Auslieferung 
mutmaßlicher Putschisten auf. »Ge-
nauso wie Deutschland seine Bürger 
von uns zurückhaben möchte«, 
erwarte die Türkei, die »sich dort 
aufhaltenden Terroristen« überstellt 
zu bekommen.  (dpa/jW)

Zuspitzung der Krise  
bei der Bundeswehr
Berlin. Nach den Berichten über 
das Zeigen des Hitlergrußes, das 
Mitgrölen von Rechtsrocktiteln 
und ein Schweinskopfwerfen bei 
der Bundeswehr-Einheit für Spe-
zialeinsätze im Ausland, KSK, hat 
auch das BRD-Militär eine eigene 
Ermittlung eingeleitet. Wehrbeauf-
tragter Hans-Peter Bartels zeigte sich 
laut dpa am Freitag besorgt: »Das 
Zeigen des Hitlergrußes ist keine 
Geschmacksfrage.« Die Vorwürfe 
waren am Donnerstag während einer 
Diskussionsveranstaltung an der 
Hamburger Führungsakademie des 
Militärs mit Verteidigungsminis-
terin Ursula von der Leyen (CDU) 
bekanntgeworden. Bei dem Treffen 
ging es um die Wehrmachtstradition 
der BRD-Streitkräfte, die unter an-
derem durch das Auffliegen des Bun-
deswehr-Offiziers Franco Albrecht 
ab Anfang Mai erneut öffentlich 
wurde. Dessen ungeachtet überboten 
sich führende Politiker von Union 
und SPD am Freitag mit neuen Vor-
schlägen zur Aufrüstungspolitik.  (jW)
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Höchste Alarmstufe: Angehörige der »Mossos d'Esquadra«, der katalanischen Polizei, sicherten den Tatort auf dem Las-Ramblas-Boulevard ab (Barcelona, 18.8.2017)
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Für Frieden
Vorschein der Revolution: 1917 übten 

die Turiner Arbeiter den Auf
stand. Von Gerhard Feldbauer

Ohne Reue
Wie Beamte einer Göttinger Polizei

einheit sich als Zeugen in einem 
Prozess selbst belasteten

Mit Konsequenzen
Türkei beschießt kurdische Stadt Afrin. 

Rebellensprecher sieht lang
fristige USPräsenz im Land

Gegen Spekulanten
Venezuela: Staatliche Preiskontrolle 

wird häufig unterlaufen. Con
stituyente soll Abhilfe schaffen 3 4 6 15
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Opfer aus 34 Ländern: Nach Anschlag einer IS-Terrorzelle viele Tote und Verletzte  
in Barcelona. Schock in Touristenmetropole. Von Mela Theurer, Barcelona

Ausfuhr von Rüstungsgütern weiter hoch: Linke fordert Verbot

Die Bundesregierung ge-
nehmigte im ersten Halb-
jahr 2017 Rüstungsexporte 

im Wert von 3,5 Milliarden Euro. 
Das war zwar etwas weniger als im 
Vorjahreszeitraum. Trotzdem han-
delt es sich um einen der höchsten 
Halbjahreswerte überhaupt. Das 
Bundeswirtschaftsministerium hat 
die  Zahlen dem Abgeordneten Jan 
van Aken (Die Linke) auf Anfrage 
mitgeteilt.

Demnach seien die Ausfuhren im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
2016 (4,032 Milliarden Euro) um 

13,2 Prozent zurückgegangen. Erneut 
gingen etwa 57 Prozent der Rüstungs-
exporte in Staaten außerhalb von EU 
und NATO. Mit Lieferungen im Wert 
von 1,025 Milliarden Euro rangierte 
Algerien an erster Stelle der Empfän-
gerländer. Auch die kriegführenden 
Vereinigten Arabischen Emirate mit 
Lieferungen von 189 Millionen Euro 
und Saudi-Arabien mit 99 Millionen 
Euro sind unter den zehn Hauptemp-
fängern von Militärgütern »Made in 
Germany«. Beide Länder sind im 
schmutzigen und völkerrechtswidri-
gen Jemen-Krieg involviert.

Bundesaußenminister Sigmar Gabri-
el (SPD) hatte vor seiner Umwidmung 
zum obersten Diplomaten als Chef des 
Wirtschaftsressorts eine restriktive Rüs-
tungsexportpolitik propagiert. Nach-
folgerin Brigitte Zypries (SPD) führt 
angeblich diesen Kurs fort. Trotzdem ist 
es in dieser Legislaturperiode nicht zu 
einem Rückgang gekommen.

»Die Summe der Genehmigungs-
werte eines Berichtszeitraums allein 
ist kein tauglicher Gradmesser für 
eine bestimmte Rüstungsexportpoli-
tik«, so der Wirtschaftsstaatssekretär 
Matthias Machnig in seinem Schrei-

ben an die Abgeordneten. »Vielmehr 
sind die Art der Güter und der je-
weilige Verwendungszweck bei der 
Bewertung zu berücksichtigen. Auch 
schwanken die Werte in den jeweili-
gen Berichtsperioden.«

Das will van Aken nicht so gel-
ten lassen und widerspricht Machnig: 
»Die anhaltend extrem hohen Ex-
portzahlen belegen, dass das heutige 
System der Rüstungsexportkontrol-
le nicht funktioniert«, sagt er. »Wer 
wirklich etwas ändern will, kommt an 
generellen Verboten für Waffenexpor-
te nicht vorbei.«  (dpa/jW)

wird herausgegeben von  
2.071 Genossinnen und  
Genossen (Stand 15.8.2017)

n www.jungewelt.de/lpg

  ACHT SEITEN EXTRA

Rojava
Gespräch mit YPJ-Sprecherin Nesrin Ab-
dullah. Über die Selbstermächtigung von 
Frauen, das emanzipatorische Erbe der 
Kurden und die Weiterführung der Revolu-
tion. Außerdem: Trumps Chefberater Ban-
non kommt zu überraschenden Einsichten. 
Schwarzer Kanal von Arnold Schölzel

»Die YPJ werden weiter die 
Frauenrechte verteidigen«

Gespräch mit Nesrin Abdullah  Über die Selbstermächtigung von Frauen, das 
 emanzipatorische Erbe der Kurden und die Weiterführung der Revolution

Kurdische Kämpferinnen 
in einem Militärlager in 
Ras Al-Ain (30. Januar 
2015)W

ie beurteilen Sie 
den jetzigen Sta-
tus der YPJ, also 
der Frauenvertei-
digungseinheiten, 

innerhalb der Revolution von Roja-
va?

Der erreichte Status der YPJ ist das Er-
gebnis eines sechsjährigen Kampfes. Die 
offizielle Gründung der YPJ fand zwar 
erst am 4. April 2013 statt, aber im Grun-
de existierten sie schon in der Form von 
Frauengruppen und -einheiten im Juli 
2012 während einer früheren Phase der 
Revolution. Zu Beginn hatten wir nur sehr 
begrenzte Mittel, aber die Überzeugung 
und das Selbstvertrauen, das wir aus der 
Geschichte von Frauenkämpfen weltweit 
und insbesondere aus dem 40jährigen 
Frauenbefreiungskampf der PKK gezo-
gen hatten, hat uns darin bestärkt, diesen 
Weg zu gehen. Frauen müssen in diesen 
Kämpfen die Vorreiterinnenrolle einneh-
men.

Vor den YPG, den kurdischen Volks-
verteidigungseinheiten, wurden die 
YXG, die Selbstverteidigungskräfte 
des Volkes, gegründet. Welche Rolle 
spielten Frauen in ihnen?

Die YPJ hatten sich zunächst innerhalb 
der YXG organisiert. Sie waren teilwei-
se eigenständig, konnten selbst Aktionen 
durchführen, waren aber Teil der YXG. 
Das war auch nach der Gründung der 
YPG noch so. Zur Gründung der YPJ fand 
ein Kongress statt. Es wurde beschlossen, 
dass sich die YPG nicht in die Angele-
genheiten der YPJ einmischen, den Frau-
enverteidigungseinheiten nicht Entschei-
dungen vorgeben und ihnen Grundsätze 
geben dürfen. Allerdings hat die Führung 
der YPG das Recht, Vorschläge zu ma-
chen.

Wie haben sich die Frauenverteidi-
gungseinheiten in den vergangenen 
Jahren entwickelt?

Deutlich mehr Frauen beteiligen sich an 
ihnen. Viele von ihnen sind keine Kur-

dinnen, sondern arabische, armenische, 
aramäische und tscherkessische Frauen. 
Auch viele Internationalistinnen aus an-
deren Ländern sind ihnen beigetreten. 
Das geschah vor allem vor dem Hinter-
grund des Widerstands von Kobani. Dort 
hat sich der internationale Charakter der 
YPJ herausgebildet.

Es macht uns stolz, dass die YPJ heute 
eine Vorreiterinnenrolle im Kampf um 
die Befreiung der Frauen eingenommen 
haben. Dass dem so ist, beweist die Be-
teiligung von Frauen aus aller Welt, von 
denen auch einige ihr Leben verloren ha-
ben, etwa unsere Freundin Ivana Hoffman 
aus Deutschland. An der aktuellen Rak-
ka-Offensive nehmen zahlreiche Interna-
tionalistinnen aktiv teil. Die YPJ sind an 
allen militärischen Offensiven beteiligt. 
Keine einzige Freundin ist zum Feind 
übergelaufen, hat sich ergeben oder ihre 
Stellung verlassen. Das zeigt die Stärke 

n  Drucksachen

Im August und September 1917 arbeitete 
Lenin an einem seiner Hauptwerke: »Staat 
und Revolution« (Teil 1). Klassiker 

n  Schwarzer Kanal 

Trumps Chefberater Bannon kommt zu 
überraschenden Einsichten. Sein Chef will 
vor allem Ruhe. Von Arnold Schölzel

n  Reportage 

In Äthiopien boomt der Anbau der Volks-
droge Kat und verdrängt mehr und mehr die 
traditionelle Landwirtschaft. Von Jan Lieske

n  ABC-Waffen 

Mit Till vergisst Jenny ihre Sorgen – aber 
etwas verbirgt sie. Ihr Baby, glaubt sie, steht 
ihrem Glück im Weg. Von Annette Riemer

faulheit & arbeit Sonnabend/Sonntag,
19./20. August 2017, Nr. 192

n Fortsetzung auf Seite zwei

Nesrin Abdullah 
… ist eine der Sprecherinnen der YPJ 

(Yekineyen Parastina Jin, Frauenver-

teidigungskräfte von Rojava). Bekannt 

wurde sie als Kommandantin von Ko-

bani. Im Februar 2015 wurde sie in der 

Uniform der YPJ von dem damaligen 

französischen Präsidenten François 

Hollande in Paris im Élysée-Palast 

empfangen

RODI SAID/REUTERS
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